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Sachgebiet 923 


Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Verkehr und für das Post- und Fernmeidewesen 
(14. Ausschuß) 


zu dem Antrag der Fraktion der CDU/CSU betr. Neufassung des 
Verwarnungsgeidkataloges 
— Drucksache 7/2755 — 

A. Problem 

Die Sätze für Verwarnungsgelder bei Verkehrsverstößen sollen 
aus verkehrserzieherischen Gründen angehoben werden. Die 
Erhöhung soll nach dem Antrag jedoch maßvoll ausfallen. 


B. Lösung 

Nachdem der Bundesminister für Verkehr dem Ausschuß den 
Entwurf der neuen Verwaltungsvorschriften vorgelegt hat, soll 
der Antrag für erledigt erklärt werden. 

Einmütigkeit im Aussdiufi 

C. Alternativen 

entfallen 


D. Kosten 

entfallen 
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Drucksache 7/3562 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperi ode 


A. Bericht des Abgeordneten Wurche 


Der oben angegebene Antrag wurde in der 
136. Sitzung des Deutschen Bundestages am 12. De- 
zember 1974 dem Ausschuß für Verkehr und für das 
Post- und Fernmeldewesen federführend sowie dem 
Rechtsausschuß zur Mitberatung überwiesen. Der 
Verkehrsausschuß hat die Vorlage in seiner Sitzung 
am 23. April 1975 behandelt. 

Nach § 27 des Straßenverkehrsgesetzes werden 
geringfügige Verkehrs verstoße nicht durch Buß- 
geldbescheide, die in das Verkehrszentralregister 
eingetragen werden, geahndet, sondern durch Ver- 
warnungsgelder bis zum Höchstbetrag von 40, — DM. 
Um eine möglichst gleichmäßige Behandlung aller 
Verkehrsteilnehmer sicherzustellen, hat der Bundes- 
minister für Verkehr mit Zustimmung des Bundes- 
rates hierzu Allgemeine Verwaltungs Vorschriften 


erlassen, in denen für bestimmte Verkehrs Verstöße 
Verwarnungsgelder in angemessener Höhe vorge- 
sehen sind. Die jetzigen Sätze des Verwarnungsgeld- 
kataloges sollen aus verkehrserzieherischen Grün- 
den erhöht werden, wobei der gesetzliche Rahmen 
bis zu 40, — DM voll ausgesdiöpft werden soll. Ziel 
des Antrages in Drucksache 7/2755 ist es, die ge- 
plante Erhöhung der Sätze des Verwarnungsgeld- 
kataloges zu begrenzen. 

Der Verkehrsausschuß hat von dem jetzigen Ent- 
wurf des neuen Verwarnungsgeldkataloges, der die- 
sem Bericht als Anlage beigefügt ist, Kenntnis ge- 
nommen und sieht keine Veranlassung, die vorge- 
sehenen Sätze zu beanstanden. Er schlägt daher in 
Übereinstimmung mit dem mitberatenden Rechtsaus- 
schuß vor, den Antrag für erledigt zu erklären. 


Bonn, den 23. April 1975 


Wurdie 

Berichterstatter 
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Anlage 


Allgemeine Verwaltungsvorsdirift für die Erteilung einer Verwarnung 


Nach § 27 des Straßenverkehrsgesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 19. Dezember 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 837), zuletzt geändert 
durch Artikel II Abs. 2 des Gesetzes zur Änderung 
der Gewerbeordnung und über die Einrichtung eines 
Gewerbezentralregisters vom 13. Juni 1974 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1281), wird mit Zustimmung des 
Bundesrates folgende Allgemeine Verwaltungsvor- 
schrift erlassen: 


§ 1 

(1) Die Verwarnung ist ein wichtiges Verkehrs- 
erziehungsmittel. Sie muß daher mit einem Hinweis 
auf die Verkehrszuwiderhandlung verbunden sein. 


(2) Bei unbedeutenden Ordnungswidrigkeiten 
kommt eine Verwarnung ohne Verwarnungsgeld in 
Betracht. 

§ 2 

(1) Das Verwarnungsgeld wird in Höhe von 5, 
10, 20, 30 und 40 Deutsche Mark erhoben. 

(2) Bei Fußgängern und Radfahrern soll das Ver- 
warnungsgeld in der Regel 10 Deutsche Mark nicht 
überschreiten, sofern § 3 nichts anderes bestimmt. 

§ 3 

Bei folgenden Tatbeständen wird das Verwar- 
nungsgeld in der angegebenen Höhe festgesetzt: 


I, Verstöße gegen die StVO 


1. 

Verbotenes Halten (ohne zu parken, § 12 Abs. 2) 



1.1. 

auf Autobahnen oder Kraftfahrstraßen ohne Verkehrs- 
behinderung 

§ 18 Abs. 8 

40 DM 

1.2. 

auf sonstigen Straßen 

§ 12 Abs. 1 


1.2.1. 

1.2.2. 

ohne Verkehrsbehinderung 
mit Verkehrsbehinderung 


10 DM 

20 DM 

2. 

Verbotenes Halten (ohne zu parken, § 12 Abs. 2) in „zweiter 
Reihe" 

§ 12 Abs. 4 

20 DM 

3. 

Verbotenes Parken auf Geh- oder Radwegen 

§ 2 Abs. 1 


3.1. 

ohne Verkehrsbehinderung 


5 DM 

3.2. 

mit Verkehrbehinderung 


20 DM 

4. 

überschreiten der zulässigen Parkzeit oder Nicht- oder Falsch- 
bedienen von Parkuhr oder Parkscheibe 

§ 13 


4,1. 

bis zu 60 Minuten 


5 DM 

4.2. 

um mehr als 60 Minuten bis zu 3 Stunden 


10 DM 

4.3. 

um mehr als 3 Stunden 


30 DM 

5. 

Verbotenes Parken in „zweiter Reihe" bis zu 15 Minuten 

§ 12 Abs. 4 

30 DM 

6. 

Verbotenes Parken in anderen Fällen — als auf Autobahnen 
oder Kraftfahrstraßen und als in den Nummern 3 bis 5 — bis 
zu 3 Stunden 

§ 12 Abs. 1,3,4 


6.1. 

ohne Verkehrsbehinderung 


10 DM 

6.2. 

mit Verkehrsbehinderung 


20 DM 

7. 

Niditbeachten des Gebots, platzsparend zu halten oder zu 
parken 

§ 12 Abs. 5 

5 DM 

8. 

Mangelhaftes Sichern des Fahrzeugs beim Verlassen 

§14 Abs. 2 

10 DM 

9. 

Verstoß gegen das Rechtsfahrgebot 

§ 2 Abs. 1, 2 

20 DM 
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10. 

Behindern von 



10.1. 

Schienenfahrzeugen 

§ 2 Abs. 3 

§ 9 Abs. 1 Satz 3 

§ 37 Abs. 2 Nr. 1 Satz 2 

10 DM 

10.2. 

abfahrenden Linienomnibussen 

§ 20 Abs. 2 

10 DM 

11.1. 

Verkehrsbehinderndes Langsamfahren 

§ 3 Abs. 2 

10 DM 

11.2. 

Nichtermöglichen des Überholens 

§ 5 Abs. 6 Satz 2 

20 DM 

12. 

überschreiten der zulässigen Höchstgeschwindigkeit 

§ 3 Abs. 3 
§ 18 Abs. 5 
§ 41 (Zeichen 274) 

§ 1 Höchstgeschwindig- 
keits- V erordnung 


12.1. 

um nicht mehr als 15 km/h 


20 DM 

12.2. 

um mehr als 15 bis 20 km/h 


40 DM 

13. 

Unzulässiger Fahrstreifenwechsel ohne Gefährdung 

§7 

10 DM 

14. 

Falsches Abbiegen, Wenden oder Rückwärtsfahren ohne Ge- 
fährdung anderer (außer auf Autobahnen und Kraftfahr- 
straßen) 

§9 

10 DM 

15. 

Unzulässiges Einfahren in eine Straßenkreuzung oder -ein- 
mündung bei Verkehrsstockung 

§ 11 Abs. 1 

10 DM 

16. 

Mißbrauch der Warnblinklichtanlage oder sonstiger Warn- 
zeichen 

§ 16 

10 DM 

17. 

Unterlassenes oder fehlerhaftes Betätigen des Fahrtrichtungs- 

§ 5 Abs. 4 Satz 2 

20 DM 


anzeigers 

§ 6 Satz 2 
§ 7 Satz 3 
§ 9 Abs. 1 Satz 1 
§ 10 Satz 2 
§ 42 Abs. 2 Satz 9 


18. 

Radfahren ohne Einschalten der vorgeschriebenen Beleuchtung 

§ 17 Abs. 1 

20 DM 

19.1. 

Fahren nur mit Standlicht 

§ 17 Abs. 2 Satz 1 

20 DM 

19.2. 

Nichtabblenden 

§ 17 Abs. 2 Satz 3 
§ 19 Abs. 7 

20 DM 

20. 

Mißbräuchliches Benutzen von 

§ 17 Abs. 3 


20.1 

Nebelschlußleuchten 


20 DM 

20.2. 

Nebelscheinwerfern 


10 DM 

21. 

Behinderung von Einsatzfahrzeugen bei Fahrten 

§ 18 Abs. 9 
§ 38 Abs. 1 

40 DM 

22. 

Nichtwarten eines Lkw oder eines Zuges an vorgeschriebener 
Stelle vor Bahnübergängen 

§ 19 Abs. 3 

20 DM 

23. 

Unzulässige Mitnahme von Personen auf Fahrzeugen 

§ 21 

10 DM 

24.1. 

Führen eines Fahrzeugs mit mangelhaft gesicherter Ladung 
ohne Beeinträchtigung der Verkehrssicherheit 

§ 22 Abs. 1 

20 DM 

24.2. 

Unvorschriftsmäßiges Kenntlichmachen der Ladung 

§ 22 Abs. 4 Satz 3 bis 5, 
Abs. 5 Satz 1 

30 DM 

25. 

Sichtbehinderung des Fahrzeugführers durch Besetzung, La- 
dung oder Zustand des Fahrzeugs 

§ 23 Abs. 1 

20 DM 

26. 

Nichtbeachtung von Verhaltensvorschriften für Fußgänger 

§25 

§ 37 Abs. 2 Nr. 5 


26.1. 

ohne Verkehrsbehinderung 


5 DM 

26.2. 

mit Verkehrsbehinderung 


10 DM 
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27.1. 

27.2. 

Verbotenes Lärmen bei der Benutzung von Fahrzeugen 
Unnützes Hin- und Herfahren mit Belästigung 

§ 30 Abs. 1 Satz 1 und 2 

§ 30 Abs. 1 Satz 3 

20 DM 

40 DM 

28. 

Nichtbeachtung des STOP-Zeichens (Zeiciien 206) 

§ 41 

20 DM 

29. 

Nichtbeachten der durch Zeichen 209, 211, 214 oder 297 vor- 
geschriebenen Fahrtrichtung oder der durch Zeichen 222 vor- 
geschriebenen Vorbeifahrt 

§41 

20 DM 

30. 

Nichtbeachten des Zeichens 220 „Einbahnstraße" 

§ 41 

20 DM 

31. 

Nichtbeachten der Verkehrsverbote nach Zeichen 240 (Fuß- 
gängerbereich), Zeichen 250 (für Fahrzeuge aller Art), nach 
Zeichen 251 (für Kraftwagen) oder nach Zeichen 253 (für Last- 
kraftwagen) 

§41 

bei den in § 3 Abs. 3 
Nr. 2 genannten Kraft- 
fahrzeugen 

20 DM 

40 DM 

32. 

Nichtbeachten des Verkehrsverbots nach Zeichen 267 (Verbot 
der Einfahrt) 

§41 

20 DM 

33. 

Nichtbeachten der Fahrstreifenbegrenzung durch ununterbro- 
chene Linie nach Zeichen 295 oder 296 oder der Sperrfläche 
nach Zeichen 298 

§41 

20 DM 

34. 

Nichtbeachten des Verkehrs Verbots auf dem linken von drei 
oder mehreren in einer Richtung verlaufenden Fahrstreifen 
außerhalb geschlossener Ortschaften durch Lastkraftwagen 

§ 42 Abs. 6 Nr. 1 
Buchstabe d Satz 3 
(Zeichen 340) 

30 DM 


(mit mehr als 2,8 t zulässiges Gesamtgewicht) oder Züge (mit 
mehr als 7 m Länge) 


11. Verstöße gegen die StVZO 


1. 

Nichtmitführung von Ausweispapieren 

§ 4 Abs. 2 
§ 15 d Abs. 2 
§ 18 Abs. 5 
§24 

§ 28 Abs. 1 
§ 29 c Abs. 2 

5 DM 

2. 

Verstoß gegen Meldepflichten 

§ 27 

10 DM 

3. 

Mangelhaftes Ausfüllen des Kraftfahrzeug- oder Anhänger- 
scheins bei Prüfungs-, Probe- und Überführungsfahrten 

§ 28 Abs. 3 

10 DM 

4. 

Überschreitung der Anmeldefrist zur Hauptuntersuchung bis 
zu 4 Monaten 

§ 29 

30 DM 

5. 

Überschreitung der zulässigen Gewichte, Achs- und Anhänge- 
lasten bis zu 10 Vo 

§34 

bei den in § 3 Abs. 3 
Nr. 2 StVO genannten 
Kraftfahrzeugen 

20 DM 

40 DM 

6. 

Fehlende Angabe der zulässigen Lasten und Gewichte 

§ 34 Abs. 4 

5 DM 

7. 

Nichtmitführen von Erste-Hilfe-Material 

§ 35 h 

10 DM 

8. 

Fehlender Unterlegkeil 

§ 41 Abs. 14 

10 DM 

9. 

übermäßige Abgas- oder Geräuschentwicklung, ausgenommen 
besonders schwere Fälle 

§§47,49 

40 DM 

10. 

Unvorschriftsmäßige Beleuchtungseinrichtungen ohne erheb- 
liche Beeinträchtigung der Verkehrssicherheit 

§§ 49 a bis 54, 

§ 60 Abs. 4, 

§ 66 a 

10 DM 

11. 

Fehlende oder mangelhafte Warneinrichtungen zur Sicherung 
liegengebliebener Fahrzeuge 

§53a 

20 DM 
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12.1. 

Fehlende oder mangelhafte Schallzeichenvorrichtung 

§ 55 Abs. 1 

5 DM 

12.2. 

Unzulässige Schallzeichenvorrichtung 

§ 55 Abs. 2 bis 6 

10 DM 

13. 

Fehlender oder unbrauchbarer Rückspiegel 

§ 56 

10 DM 

14. 

Mangelhaftes Kennzeichen 

§§ 60, 60 a 


14.1. 

hinten 


20 DM 

14.2. 

vom 


10 DM 

15. 

Einrichtungen, die zu Verwechslungen mit amtlichen Kenn- 
zeichen Anlaß geben können 

§ 60 Abs. 7 

10 DM 



III. Verstöße gegen die Verordnung über internationalen Kraftfahrzeugverkehr 



(VOInt) 



1. 

Nichtmitführung von Ausweispapieren 

§ 1 




§4 




§ 10 

5 DM 

2. 

Fehlendes oder unzutreffendes Nationalitätszeichen 

§2 

5 DM 


§ 4 

(1) Werden durch dieselbe Handlung mehrere 
geringfügige Ordnungswidrigkeiten begangen, für 
die eine Verwarnung mit Verwarnungsgeld in Be- 
tracht kommt, so wird nur ein Verwarnungsgeld, und 
zwar das höchste der in Betracht kommenden, erho- 
ben. 

(2) Hat der Betroffene durch mehrere Handlungen 
geringfügige Ordnungswidrigkeiten begangen oder 
gegen dieselbe Vorschrift mehrfach verstoßen, so 
sind die einzelnen Verstöße getrennt zu verwarnen. 

(3) In den Fällen der Absätze 1 und 2 ist jedoch 
zu prüfen, ob die Handlung oder die Handlungen 
insgesamt noch geringfügig sind. 

§ 5 

Eine Verwarnung darf nicht erteilt werden bei 
grob verkehrswidrigem oder rücksichtslosem Ver- 
halten sowie in der Regel nicht in folgenden Fällen; 

1. Verstöße gegen das Rechtsfahrgebot bei Ge- 
genverkehr, beim Uberholtwerden, an Kuppen, 
in unübersichtlichen Kurven oder bei sonstiger 
Unübersichtlichkeit, 

2. zu schnelles Fahren bei Unübersichtlichkeit 
oder an Straßenkreuzungen, Straßeneinmün- 
dungen oder Bahnübergängen, 

3. überschreiten der zulässigen Höchstgeschwin- 
digkeit um mehr als 20 km/h, 

4. ungenügender Sicherheitsabstand nach § 4 
Abs. 1 StVO bei einer Geschwindigkeit von 
mehr als 80 km/h, 

5. ungenügender Abstand vom vorausfahrenden 
Kraftfahrzeug nach § 4 Abs. 2 StVO, 

6. falsches Verhalten bei Überholvorgängen, 


7. Vorbeifahren an einem haltenden Fahrzeug, 
Absperrung oder sonstigem Hindernis auf der 
Fahrbahn links trotz Gegenverkehrs, 

8. unzulässiger Fahrstreifenwechsel unter Ge- 
fährdung anderer, 

9. Nichtbeachten der Vorfahrt, 

10. falsches Verhalten beim Abbiegen oder Wen- 
den unter Gefährdung anderer oder Wenden, 
Rückwärtsfahren oder Fahren entgegen der 
Fahrtrichtung auf Autobahnen oder Kraftfahr- 
straßen, 

11. falsches Ein- oder Anfahren unter Gefährdung 
anderer, 

12. verbotenes Ein- oder Ausfahren auf Autobah- 
nen oder Kraftfahrstraßen, 

13. verbotenes Halten (ohne zu parken, § 12 
Abs. 2) auf Autobahnen oder Kraftfahrstraßen 
mit Verkehrsbehinderung, 

14. verbotenes Parken, 

14.1. auf Autobahnen oder Kraftfahrstraßen, 

14.2. auf sonstigen Straßen in „zweiter Reihe" um 
mehr als 15 Minuten, 

15. ungenügendes Kenntlichmachen liegengeblie- 
bener Fahrzeuge, 

16. Fahren ohne Licht oder nur mit Standlicht bei 
erheblicher Sichtbehinderung durch Nebel, 
Schneefall oder Regen, 

17. unzulässiges überqueren von Bahnübergängen 
durch Fahrzeugführer, 

18. falsches Vorbeifahren an Haltestellen öffent- 
licher Verkehrsmittel, 

19. Führen eines Fahrzeugs mit mangelhaft ge- 
sicherter Ladung unter erheblicher Beeinträch- 
tigung der Verkehrssicherheit, 
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20. verbotenes überholen oder Voi beifahren 
durch Fahrzeugführer an Fußgängerüberwegen, 

21. falsches Heranfahren durch Fahrzeugführer an 
Fuß gän gerüb erwe ge , 

22. Verstoß gegen das Sonntagsfahrverbot, 

23. erhebliche Beeinträchtigung der Verkehrs- 
sicherheit durch Hindernisse auf Straßen, 

24. Nichtbeachten des Rotlichts (als Wechsel- oder 
Dauerlichtzeichen) von Lichtzeichenanlagen 
oder des Halt-Zeichens von Polizeibeamten 
oder grobes Nichtbeachten des STOP-Zeichens 
(Zeichen 206) durch Fahrzeugführer, 

25. Gebrauch oder Gestattung des Gebrauchs zu- 
lassungspflichtiger Fahrzeuge ohne Zulassung 
und betriebserlaubnispflichtiger Fahrzeuge 
ohne Betriebserlaubnis, 

26. überschreiten der Anmeldefrist zur Haupt- 
untersuchung um mehr als 4 Monate, 

27. Führen eines Fahrzeugs oder Anordnen oder 
Zulassen der Inbetriebnahme eines Fahrzeugs 
mit Mängeln, die die Verkehrssicherheit er- 
heblich beeinträchtigen, 

28. Führen eines Fahrzeugs oder Anordnen oder 
Zulassen der Inbetriebnahme eines Fahrzeugs 
unter überschreiten der zulässigen Gewichte, 
Achslasten und Anhängelasten um mehr als 
10 Vo, 


29. Anordnen oder Zulassen der Inbetriebnahme 
eines Fahrzeugs mit mangelhaft gesicherter 
Ladung uriter erheblicher Beeinträchtigung der 
Verkehrssicherheit, 

30. Führen eines Fahrzeugs oder Anordnen oder 
Zulassen der Inbetriebnahme eines Fahrzeugs 
unter überschreiten der zulässigen Abmessun- 
gen (Höhe, Länge, Breite), 

31. Führen eines Fahrzeugs oder Anordnen oder 
Zulassen der Inbetriebnahme eines Fahrzeugs 
mit übermäßiger Abgas- oder Geräuschent- 
wicklung in besonders schweren Fällen, 

32. Führen eines Fahrzeugs oder Anordnen oder 
Zulassen der Inbetriebnahme eines Fahrzeugs 
mit fehlendem oder mangelhaftem vorgeschrie- 
benen Fahrtschreiber oder Kontrollgerät ein- 
schließlich des Schaublatts. 


§ 6 

Diese Verwaltungsvorschrift tritt am 1. Juli 1975 
in Kraft. Mit diesem Zeitpunkt tritt die Allgemeine 
Verwaltungs vor Schrift für die Erteilung einer Ver- 
warnung vom 13. Dezember 1968 (Bundesanzeiger 
Nr. 235), geändert durch Allgemeine Verwaltungs- 
vorschrift vom 19. Februar 1971 (Bundesanzeiger 
Nr. 36) außer Kraft. 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag — Drucksache 7/2755 — für erledigt zu erklären. 


Bonn, den 23. April 1975 


Der Ausschuß für Verkehr und für das Post- und Femmeldewesen 

Börner Wurche 

Vorsitzender Berichterstatter 
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